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Amtlicher Teil.
Zur Lrcnnbolzversorgung .

** Die Beschwerden über die außerordrntliche Steigeruilg
der Brennholzpreise und die dadurch herbeigeführte Unmög¬
lichkeit für die minderbemittelte Bevölkerung, sich mir Brenn¬
holz einzudecke »!, mehren sich täglich. Die Evwartung , das; nach
Aushebung der Brennholzbewirtschaftung die Preise nur all¬
mählich steigen werden, hat sich nicht erfüllt . Bei den Holzverstei-
gerungen treiben sich die Bieter gegenseitig maßlos in die Höhe .
Eine der Ursachen für diese Erscheinung ist in dem Artikel
„Brennholznot und Teuerung " in Nr . 26 der „Karlsruher Zei¬
tung " vom 31 . Janunr 1922 erörtert .

Die Forstabteilung des FinanzniinisteriunlS hat zur Be¬
kämpfung dieser Miststände den staatlicheil Forst « intern bereits
entsprechende Weisllng gegeben.

Das Ministerium des Innern hat die Bezirksäneter veran -
laßt, auf die Gemeinden mit Waldbesitz mit allem Nachdruck
einzuwirken, dah sie bei der Verwertung ihres Brennholzan -
falles die für den staatlichen Waldbesitz angeordneten Maß¬
nahmen, wo es noch nicht geschieht , gleichmäßig anwenden .
Die Hälfte des badischen Waldbestandes ist im Gemeindebesitz,
der Staatswald umsaht nicht einmal ein Fünftel der Wald¬
fläche . Die allgeineinen Klagen können daher nur verstummen ,
wenn auch die Gemeinden in Anerkennung der schweren
Notlage der minderbemittelten Bevölkerung und aus wohlver¬
standenem eigenem Interesse zur gleichmäßigen Versorgung
der gesamten Bevölkerung, mit Brennholz beitragen . Es muß
erwartet werden, daß die waldbesitzenden Gemeinden ihren
Gemeindeangehörigen die Brennholzversorgung zu annehm¬
baren Bedingungen ermöglichen, und an diesen Vorteilen auch
die Angehörigen anderer Gemeinden ohne ausreichenden Wald -
besth teilnehmen lassen . Auch die Abgabe von Brennholz an
die minderbemittelte ansässige Bevölkerung im Wege des
Handverkaufes sollte nicht abgelehnt werden . Eine besondere
Berücksichtigung muß auch die minderbemittelte nicht gabholz-
bcrechtigte Bevölkerung in den gabholzverteilenden Gemeinden
finden.

Die Lage des Arbeitsmarktes .
** Die Arbeitsmarktlage hat sich dadurch etwas vermwert ,

daß eine Anzahl von Arbeitern neue Beschäftigungsmöglich,
kest fand . An den Einstellungen hatte die Metallindu¬
strie und das Baugewerbe vornehmlich Anteil . Sie
wurden allerdings , soweit sie das Baugewerbe betreffen , durch
taä einsetzende Frostwetter bereits wieder überholt .

Die Nachfrage auf dem landwirtschaftlichen Arbeits¬
markt hat etwas zugenommen . Im Markgräfler Land konnte
der Bedarf an Knechten, die sich auf Rebarbeiten gut verstehen,
nicht völlig gedeckt werden.

JnderMetall - undMaschinenindustrie hielt die
seit längerer Zeit andauernde Nachfrage nach (Ksendrehern ,
insbesondere nach älteren Kräften , an . Die Konstanzer und
Stugener Industrie zeigte sich auch für Maschinenschlosser auf¬
nahmefähig, während an den meisten andern Plätzen ein Über¬
schuß solcher Kräfte bestand. Die Mannheimer Maschinen¬
industrie zeigte gute Nachfrage nach Eisengießern und For¬
mern, die Spezialindustrien Pforzheims und des Schwarz¬
walds (Uhren) wiese,n hohen Beschäftigungsgrad auf .

Allgemein günstig ist die Lage im Holz - und Schnitz -
stoffgewerbe .

In der Genußmittelindustrie hat die wohl auf
die Tabaksteuererhöhung zurückzuführende Verringerung der
Absatzmöglichkeiten Betriebseinschränkungen nach sich gezogen.

Im Bekleidungsgewerbe ist die Marktlage günstig.
Der Geschäftsgang im Schuhmachergewerbe ist im allgemeinen
ziemlich flau .

Im Baugewerbe ist die Lage zurzeit im ganzen noch
ruhig. Gering ist die Vermittlungstätigkeit im Verviel -
fältigungSgewerbe , hingegen ist im Gast - und
Schankwirtschaftsgewerbe i,«folge der Zunahme ge¬
selliger Veranstaltungen eine etwas stärkere Nachfrage für
ArrShilfsstellen wahrzunehmen .

Der Bedarf an weiblichem Küchenpecsonal hielt namentlich
im Baden -Badener Fremdengewerbe an .

Betriebseinschränkungen
mußten bei 8 Zigarrenfabriken vorgenommen werden ; davon
find 39 männliche und 867 weibliche Arbeitskräfte betroffen .

Nack dem Nsmpke.
Aus Berlin wird der Reichskorrespondenz Nord-Süd ge¬

schrieben :
Die Woche Eisenbahn st reik , die hinter uni» liegt,

werden wir nicht so bald vergessen und nicht so bald vergessen
dürfen . Auch da, wo man von diesem verhängnisvollen Ein¬
griffe in das BerkehrSleven des Reiches nicht so unmittelbar
berührt worden ist — und in einem großen Teile Süddeutsch -
la«d» ist ja erfreulicherweise die Veamteuschaft ihrer Pflicht
treu geblieben —, mußte man sich der ungeheuren Bedeutung
dieses Streiks bewußt werden und wird sich seine Wehren tief
in die Seele prägen . In erster Linie steht dabei die Feststel¬
lung der Tatsache, daß die Arbeitsniederlegung schlechchin un .
vereinbar ist mit der beschworenen Beamtenpflicht . Man hat
aus dem KoalitionSrecht , das nach Artikel 188 der
Reichsverfaffung auch den Beamten zugebilligt wird , wenn er
>agt : . Die Vereinigungsfreiheit zur Wahrung und Förderungder Arbeits- und Wirtschaftvbedingungen ist für jedermann

und für alle Berufe gewährleistet "
, auch das Streikrecht

herleiten wollen. Diese Auslegung ist endgültig zurückgewie¬
sen und muß für alle Zeiten zurückgewiesen blei¬
ben . Wenn darüber noch irgend ein Zweifel bestand, was aber
nicht der Fall ist, so rväre daraus nur zu folgern , daß das
Reich sich mit allen Mitteln der Gesetzgebung gegen eine Er¬
fahrung zu schützen hätte , wie es sie diesmal hat machen müs-
sen . Es ist vollkommen unmöglich, eine Erschütterung der
wirtschaftlichen und politischen Grundlagen des Staates , wie
sie in diesem Falle von einer einzelnen Beamtenkatego -rie ver¬
sucht worden ist, hinzunehmen . Dabei kann man vollauf wür .
digen, daß die Gehaltsverhältnisse dieser Beamtenkategorie
zu wünschen übrig lassen und einer Nachprüfung bedürfen , wie
andererseits nicht übersehen werden darf , dah die Sicherheit
der Stellung , wie sie mit dem Beamtencharakter
verbunden ist , von jeher als ein gewisses Äquivalent für eine
niedrigere Bemessung der Gehälter «»gesehen worden ist und
auch angesehen werden muß . Man hat in früheren Zeiten
wohl mit einem etwas bitteren Scherz gesagt : „T^ r Beamte
hat zwar nichts, aber das hat er sicher.

" Das trifft nun für
unsere heutigen Verhältnisse wirklich nicht mehr zu . Wenn
die Vorteile der Pensions berechtigung und einer
weitgehenden H i n t er b l i ebe n e n f ü r s o r g e in
Reckmung gestellt werden, so kann man wohl sagen , daß die Be¬
amtengehälter hinter denen der vergleichbaren freien Berufs
z . Zt . keinesivegs zurückstehen .

Umso beklagenswerter ist die Erschütterung des
Treueverhältnisses zwischen Staat und Be¬
amtenschaft , die durch diesen Streik so grell beleuchtet
worden ist . Umso beklagenswerter ist es, daß dieser Streik in
Szene gesetzt werden konnte, während die sachlichen Verhand¬
lungen im Gange waren , und daß viele Tausende von Be¬
amten dem frivolen Rufe zur Arbeitsniederlegung Folge ge¬
leistet hoben, obwohl dieser Ruf von allen Seiten , namentlich
auch von allen großen Organisationen , mißbilligt worden ist.
In Würdigung dieser Sachlage mußte die R e g i e r u n g die
in ihren Händen ruhentw Autorität des Staate »
Mit allem Nachdruck wahren , und das ist erfreulicherweise auch
geschehen . Sie ist nicht nur fest auf der Grundlage des Be¬
amtenrechtes geblieben, ste hat auch an dem Standpunkte fest-
gehalten , den ste vor und bei AuSbruch des Streiks eingenom -
inen hat . Dazu gehörte auch , daß, ungeachtet der katastrophalen
Wirkung des Streikes , mit den Streikenden selbst nicht ver¬
handelt werden durfte , und tatsächlich sind ja auch die Ver¬
treter der Reichsgewerkschaft erst im allerletzten Augenblicke
zugezogen worden, und zwar nachdem der Deutsche Beamten¬
bund den Streik für beendet erklärt hatte.

Was insbesondere die Frage der Disziplinierungen
anlangt , so fällt stark ins Gewicht, daß eine Amnestie geradezu
eine Kränkung der Treugebliebenen bedeutet hätte , die doch
immerhin erfreulicherweise drei Viertel der Beamtenschaft
ausmachen. Wenn es andererseits von der äußersten Rechten
als eine Schwäche der Regierung bezeichnet und beklagt wurde ,
daß ste in diesem Punkte nicht die a l l e r st r e n g st e n Maß¬
regeln ergriffen habe, so ist dazu zu bemerken , daß die
Disziplinierung von etwa 80 000 Beamten doch geradezu eine
praktische Unmöglichkeit bedeutet, und daß schon eine auSge.
sprochene parteipolitische Einstellung dazu gehört , wenn man
auf Grund der reinen Doktrin ein üerartigens unmögliches
Vorgehen fordern will .

Es ist auch gar keine Rede davon , daß in die -
sem Punkte eilne Miei n u n g Sv s r schi ed e n h e i t
zwischen dem Reichskanzler und dem Reichs¬
verkehrsminister bestanden hätte . T ĉr
Reichskanzler, der sich angesichts der schweren Erschütterung
der Grundlagen unseres Staatslebens berufen fühlen mußte ,
die Leitung der Verhandlungen selbst zu übernehmen , ist viel
mehr in dauernder Einstimmigkeit mit dem ganzen Kabinett
und dem ReichÄ >erkehrsminister vorgegangen . Diese Einstim¬
migkeit bezieht sich auch auf die Aushebung der Verordnung
des Reichspräsidenten, die inzwischen erfolgt ist, und zwar in
dem Augenblicke , wo der Streik tatsächlich beendet war .

So ist nun diese W« be des Kampfes und des Mißvergnü¬
gens vorüber , und man nwchte dringend wünschen, daß eS
dem deutschen Volke erspart bleiben möge , ähnliches noch ein¬
mal zu erleben. Wo und wann soll die Aufbauarbeit begin¬
nen , solange der Boden aller Arbeit unter uns wankt ?

Urommunslpoltt. Uunbscbau.
Dnnzig»

Bon H. RankowSki .
Die Bildung der Freien Stadt Danzig bezw. das Grund¬

gesetz der Freien Stadt , die Berf»ff»»G ist noch immer nicht
abgeschlossen . Der Bolkstag hat sich mit der Forderung der
Entente , die Amtsdauer der sieben hauptsächlichst « Senatoren
von 12 auf 4 Jahre herabzusetzen, am 2^ . Dezember » . I .

beschäftigt und die verlangte Verkürzung der Amtszeit mist
großer Mehrheit beschlossen. Wie nun verlautet , soll auch di»
Gemeindeverwaltung der Stadt Danzig verfassungsgemäß ge¬regelt tverden . ‘

Nach Artikel 68 der Verfassung ist die Stadt Danzig ein«
selbständige Gemeinde des Staates mit eigenem Vermögen.Der Vertrag von Versailles machte Danzig zum Stadtstaatund zur Beschlußfassung über Gemeindeangelegenheiten soleine Stadtbürgerschaft gewÄhlt werden . Die Magrstratsgeschaft»waren vom Senat (der Regierung ) bereits am 1 . Mai 192 »
übernommen worden ; die Stadtverordnetenversammlung aber
blieb bestehen, weil das Gesetz über die Bildung der Stadt¬
bürgerschaft erst ausgearbeitet werden mußte, was bei de» .
Itberbürdung des Senates lange gedauert hat .

Erst kurz vor Jahresschluß wurde bekannt, daß der Eilt » ;Wurf des Stadtbürgerschaftsgesehes fertiggestellt sei und dem. '
nächst der Stadtverordnetenversammlung zur Beratung voc-
gelegt werden soll. In diesem Enttvurie find verschieden«Ämter , Gemeindebezirke usw. enthalten und die Zahl M»
Stadtbürgerschaft soll 51 betragen , bleibt also hinter der d«qStadtverordneten mit mehr als 60 Mitgliedern zurück .

Die Zuständigkeit der Danziger Stadtbürgerschaft wird üw
dessen geringer sein , als die der Stadtverordnetenversaun »-
lung . So find z. B . allgemeine Einkommensteuevveranla»
gung , Schulangelegenheiten Staatsaufgaben . Indessen bleib»
der Stadt die selbständige Brrwaltnng , die Ausstellung be*
Haushaltsplanes und die Aussicht über die Finanzen ge¬
sichert . Die Stadtbürgerschaft ist eine beschließende Körpev»
schast, hat also im wesentlichen die Befugnisse der Stadtverordn
neiendersammlung .

Selbstverständlich würden die Mitglieder der Stadtbürgev -
schast nicht mehr wie die Stadtverordneten nach dem Dreiklas¬
sensystem, sondern nach dem allgemeinen geheimen Wahlrecht
gewählt werden . Die ersten Wahlen dürften dann vor den»
März 1922 erfolgen und bis dahin werden die Stadtverord¬
neten ihr Amt versehen. Daß auch die Stadtbürgerschaft bet
der überwiegend deutschen Bevölkerung der Stadt ( etwa 58
Prozent ) ein deutsches Gepräge erhalten wird, unterliegt kei¬
nem Zweifel .

ErwerbSlosenfürsorge in Neukölln. Die letzthin in zahlrei -
chen Berufsgruppen eingetretene Besserstellung des Arbeit »,
markte ? hat insonderheit auf die Erwerblosenfürsorge einen
günstigen , nicht unerheblichen Einfluß ausgeübt . In Vberein-
stimmung mit den allgemeinen Pressemeldungen über - die Ab.
wärtSbewegung der Erwerbslosenziffer ist auch in Neukölln
ein merkliches Sinken der Zahl der die Fürsorge in Anspruch
nehmenden Personen zutage getreten. Durch Vermittlung der
städttschen Fürsorgestellen wurden am 1 . Oktober 1921 10 100
Personen unterstützt. Dieser Kreis verringerte sich bis zum
Jahresschluß um etwa 30 Prozent auf rund 7000 . . Jnfolg «
mehrfach vorgenommener Erhöhung der UnterstütztlngSsätzekann aber trotzdem keinerlei Verringerung der im Bezirk zur
Auszahlung gebrachten Gesamtunterstützungen festgestellt wer»
den, insbesondere bei Gegenüberstellung der für Oktober—De¬
zember 1920 und das gleiche Vierteljahr 1921 ermittelten Er -
gebnisse Diese Aufwendungen betrugen im erstgenanntes
Vierteljahr annähernd 5 000 000 Mark, für das nunmehr ab¬
gelaufene jedoch rund 8 500 000 Mark. Hierbei mag nicht un -
erwähnt bleiben, daß die auftragsgemäß von den Verbände»
unterstützten Facharbeiter in obigen Zusammenstellungen nicht
einbegriffen sind, so daß in Wirklichkeit weit höhere Summe »
zur Auszahlung gebracht wurden .

Ipolitiscbe Neuigkeiten .
Deutscher Veichstsg.

In der -samstagsschung würbe vie Aussprcnhe über di« Re¬
gierungserklärung betressend den BerkehrSstreik in Verbindungmit dem Antrag der Unabhängigen und Kommunisten fortge¬
setzt.

Abg . Dittmana (Unabh. ) erklärte, daß fortgesetzt neue Mel¬
dungen über Maffenmaßregelungen einliefen — in Berlin
sind 2800 Personen gemaßregelt worden — im ganzen zwi¬
schen 20- und 30000 und richtete im Anschluß daran heftig »
Angriffe gegen den Reichseisenbahnminister, wegen StinneS »
der die Eisenbahnen in London habe verschachern wollen und
gegen die Regierung .

Bon den Deutschuatisnalkn ist folgender Antrag eingegan -
gen : „Da di« Reichsregierung durch ihre bisherig schwäch¬
liche Haltung und durch ungenügenden Schutz des Pflichttreuei,
Personals an dem Ausbruch des Eisenbahnerftreiks selbst mit¬
schuldig isĵ und angesichts der Tatsache , daß bei dem Eiseubah»
enrstreik die Taten des Reichskanzlers nicht mit seinen Worten«,
übereinstimmen , hat der Reichstag nicht die Zuversicht , daß di«
Staatsautorität in den Händen der von dem Reichskanzler Dr .
Wirth geleiteten Reichsregterung gewahrt sst u>id versagt in¬
folgedessen der Regierung das Vertrauen , dessen sie nach de«
Reichöverfassuitg zur Führung der Geschäfte bedarf."

Von seiten der Deutschen « olkspartei ist folgendes Mißtr «« -
ensvvtnm eingegangen : Der Reichstag mißbilligt 1., daß den
Herr Reichskanzler die Verordnung des Herrn Reichspräsiden¬
ten vom 1 . Februar gegen oftenbare Verstoße nicht angewendet
hat ; 2 . daß der Herr Reichskanzler im Widersprich mit de»
Erklärungen der Reichsregierung mit Führern der ReichS»
gcwerkschast deutscher Eisenbahnbeamter und -Anwärter oer¬
handelt hat , bevor der Streik beendet war ; 3. daß der Hern
Reichskanzler in bezug auf die disziplinäre Behandlung von
Dienstvergehen Zusagen gemacht hat, die namentlich im Zu¬
sammenhang mit seiner Zusage in der ReichstagSsitzuriH vom
10 . Februar geeignet sind, die StaatSautorität zu gefährde»
und die pflichttreuen Beamten zu verwirren . Der Reichstag
spricht deshalb dem Herrn Reichskanzler sein Mißtrauens¬
votum « >S.



Mg . Koch (Demokrat ) bezeichnet den Streik als glatten Miß¬
erfolg . Die Autorität der Regierung war zeitweise gefährdet.
Die Lebensmittelversorgung ist erschwert und verteuert wor¬
den. Das Rochtsgefühl und der Staatsgedanke sind von neuem
aus das schwerste erschüttert worden . Das tvar das Ergebnis
des Streikes . Die Forderungen aus dem Gebiet der Avbcits-
zcit lehren wir ab. Der Achtstundentag mutz ausgenutzt werden .
Lebenslängliche Anstellung und Streikrecht sind nicht mitein¬
ander vereinbar . Während des Kapputsches war der Streik
keine Revolte, während er jetzt eine Revolte gewesen ist. Es
handelt sich nicht um einen Sieg der Regierung Wirth , sondern
um einen Sieg der Autorität und des Staatsgedankens . Bei
dem Disziplinarverfahren darf nicht Rachsucht und übertrie¬
bene Milde toalten , sondern Gerechtigkeit. Die Beamtenbefol -
dung mit ihrem Zulagesystem ist sehr schwerfällig. Man zahle
den Beamten einfach ausreichende Gehälter (Sehr richtig. ) So¬
lange die Gewerkschaften nicht stark genug find, ist die Tech¬
nische Nothilfe nicht zu entbehren . Deutschland steht heute
vor einer unlösbaren Aufgabe , bis der Druck der Entente von
ihm genommen ist. Bis dahin dürfen wir uns nicht selbst zer¬
fleischen , sondern müssen alle Kräfte opfern, um zur Gesun¬
dung zu gelangen.

Reichsverkehrsminister Gröner weist die von dem Abgeordne¬
ten Dittmann gegen ihn gerichteten Angriffe zurück . Er habe
keineswegs die Eisenbahn heruntergewirtschaftetz auch denke
er nicht daran , sie nach den Vorschlägen des Herrn Dittmann
zu verwalten . In der Frage der disziplinarischen Matzrege¬
lung bestände volles Übereinkommen zwischen ihm, dem Reichs¬
kanzler und den anderen Mitgliedern des Kabinetts . Die Richt -
linien seien von ihm ausgearbeitet und nur unwesentlich ab-
gcändert worden. (Hört ! hört ! ) . Das Disziplinarverfahren
sei in 350 Fällen eingeleitet worden, von denen 150 auf Berlin
entfallen . (Stürmische Zurufe links : Das ist ein Skandal ! ).
Kein Minister wird sich das Recht nehmen lassen , in seinem
Ressort selbst über die Einleitung von Disziplinarverfahren
zu bestimmen. Es sei aber auch kein Versuch gemacht worden,
ihm dieses Recht zu nehmen . (Lärm auf der äuhersten Linken).
Neichsfinanzminister Hermes weist hierauf die Angriffe des
Abgeordneten Dittmann gegen die höheren Beamten zurück .
Der Minister bemüht sich, zahlenmätzig nachzuweisen, daß die
Entwicklung . der Beamtenbesoldung feit der Teuerung nach
Möglichkeit Schritt gehalten habe. (Es kommt dabei aus der
Linken zu erneuten lärmenden Kundgebungen . Abg . Koenen
(Komm. ) ruft : Es ist eine unerhörte Dreistigkeit, uns eine
solche Rechnung vorzulegen) . (Vizepräsident Dr . Nieser ruft
den Abg . Koenen deswegen zur Ordnung . Der Minister er¬
klärt weiter, datz in manchen Reichsgebieten die Beamten bes-
ffer bezahlt würden , als die entsprechend beschäftigten Ange¬
stellten in der Privatindustrie . Wenn die Vevwaltung nicht
gleiches Matz mit den Gehaltserhöhungen gehalten hätte , wä¬
ren die großen Industrien empfindlich geschädigt worden. Da¬
her sei es zweckmäßig , zunächst mit den Teuerungszuschlägen
Leiter fortzufahren . Eine Nachprüfung der Grundgehälter
werde aber dennoch mit grötzter Beschleunigung erfolgen.

Abg. Schirmer (Bahr . Wp .) bestreitet , datz den Beamten
in der Verfassung ein Streikrecht gewährt sei. Die Linke
wurde das Beamtentum immer bekämpfen und habe deshalb
ihre Freude an dem Weamtenstreik. Die bayerischen Beamten
hätten aber nicht mitgemacht infolge der guten Schulung durch
den bayerischen Eisenibähnerverband . Andererseits seien in
Waden und Württemberg viele Beamte durch den Terror der
Reichsgewerkschaftsführer gegen ihren Willen zur Arbeitsein¬
stellung gezwungen worden . Die Schupo habe den terroristi¬
schen Wien tatenlos zugesehen (hört, hört , rechts) . Diese
Terroristen dürfen keine Gnade finden .

Abg . Braß (Kom. Arbeits -Gemeinschaft) meint , die Regie¬
rung könne mit Scharfmacherwendungen wie „Revolte " sicher¬
lich nicht ihr Verhältnis zu den Beamten verbessern. Auch
der Minister Hermes habe die Tatsache nicht erschüttern
können, datz viele untere und mittlere Beamten nicht ein¬
mal das Exiftenzminimum erreichen. Der Abgeordnete schiebt
die Verantwortung für den Streik den bürgerlichen Parteien
einschließlich der Mehrheitssogialisten zu . Auch tzie Haltung
der Unabhängigen sei recht zweideutig gewesen. Die Erfül -
lungspolitik der Regierung lause darauf hinaus , aus den
Knochen der Arbeiter und Beamten die Meparaiionskosten
herauszupressen . Zu Ebert und dem Reichskanzler habe das
Proletariat jedes Vertrauen verloren .

Damit schließt die Aussprache. — In persönlicher Bemer -
kung erklärt der Abg . Bender (Soz . ), seiner . Fraktion werde die
«»abhängigen und kommunistischen Anträge ablehnen.

Abg . Dr . Stresemann (D . Vp . ) weist in längeren AuSführun -
gen die Angriffe der „Frankfurter Zeitung " und des Abg.
Dittmann gegen Stinnes zurück .

Abg . Dittmann (USP . ) hält demgegenüber an seiner For -
derung auf Einsetzung eines Untersuchungsausschusses gegen
Hugo Stinnes fest und erklärt , das Verfahren der Massen¬
matzregelungen habe die Erregung unter den Eisenbahnern so
gesteigert, datz mit einem Wiederaufleben des Streiks gerech¬
net werden müsse . -

Reichskanzler Dr . Wirth : Es liegen nunmehr fünf Anträge
vor, und es ist klar, datz keiner dieser Anträge geeignet ist, der
Regierung die Gewitzheit zu geben, datz sie das Vertrauen des
Parlaments besitzt, um weiter arbeiten zu können. Es ist

Landeslbeater .
„Des Meeres «nd der Liebe Wellen."

Am SamStag abend hat das Landestheater wie¬
der Grillparzers klassizistisches Trauerspiel „DeS
Meeres und der Liebe Wellen " in den Spielplan
ausgenommen in einer Besetzung, die meines Wissens in
Nichts von jener der vergangenen Saison abweicht, allerdings
auch keine Vertiefung oder Steigerung jener Aufführung dar-
stellt, die damals ausführlich besprochen wurde . Der erst« und
lefcte Eindruck der Tragödie ist mit der Wiedergabe der H e r o
aufs engste verknüpft . Sie mutz das Meer fein , in dem die
Wellen der Liebe aufgewühlt werden . Frl . Crentznach gibt
, u wenig Wärme , zu wenig Seele . Nur eine ganz grotze Lei¬
denschaft macht Heros Handeln begreiflich und verzeihlich, aber
IFrl. Creutznachs Hero ist nicht bis in die letzten Tiefen aufge¬
wühlt , nur die Oberfläche ihrer Seele wird gekräuselt . Ihre
Stimme wird wohl sützer und weicher, so daß die Töne lieb¬
lich und sanft ans Ohr klingen . Aber diese Töne mögen
rauh und heiser klingen, wenn sie nur erschüttern, wenn man
nur spürt , daß sie aus dem Abgrund einer Leidenschaft herauf -
Wnen, die nie wieder zum Schweigen gebracht werden kann.
Ls fehlt die Intensität des Gefühls , die Inbrunst , die Todes -
Wundheit einer Liebe, die zur Tragik führen mutz. Mit dieser
um einige Grad zu gefühlsschwachen Hero war das Schicksal
auch dieser Aufführung entschieden : zu matt . Herr Ung er
legte die seelische Entwicklung Leanders von einer spröden,
fast täppischen Schüchternheit bis zur blinden Liebesraserei
« ich seelischen Aufgeriffenheit in gut herausgearbeiteten Sta¬
tionen überzeugend dar . Der gemessene Oberpriester Herrn
Baumdachs verdient besonders hervorgehoben zu werden.

Megietechnisch wirkte das Verlöschen der Lampe im 3 . Akt
recht illusionsstörend , da ihr nicht nur eine äutzere, sondern
«mch eine innere: symbolische Bedeutung zukommt.

! zwar anzunehmen , datz sämtliche Anträge abgelehnt werden,
aber volle Klarheit wird für dir Regierung mit einer solchen
Ablehnung, bei der immer eine Partei sich gegen die andere
ausspielt , nicht geschaffen . Deshalb bitte ich die RegieruugS -
Parteien ein pofitives» klares vertrauenSvotu « einzubringen
(Bewegung ) . Um diese Klarheit bitte ich Sie im Interesse der
Möglichkeit einer Weiterarbeit der Regierung (Beifall ).

Abg . Max (Z . ) beantragt mit Rücksicht darauf , datz ein grotzer
Teil seiner politischen Freunde noch nicht « » getroffen sei, die
Abstimmung auf Mittwoch zu vertagen .

Inzwischen in ein Bertranensantrag des Zentrums , der De¬
mokraten und der Mehrheitssozialdemokraten eingelaufen .

Bei der Abstimmung wird der Antrag auf Vertagung der
Abstimmungen gegen die Stimmen der Unabhängigen «nd
Kommunisten angenommen . Die Abstimmung wird auf Mitt¬
woch Nachmittag 4 Uhr festgesetzt .

Nächste Sitzung : Dienstag Nachmittag 2 Uhr : Reichsmiet.e-
geseh . — Schluß kurz nach 8 Uhr.

Die verkebrslage .
* Aus Berlin wird über die Lage am Samstag gemeldet :
Wie vom Reichsverkehrsministerinm milgeteilt wird, ist die

Lag« im Reichseisenbahnbetrieb noch überall recht schwierig
wegen der Nachwirkungen des Streiks , wenn auch der Betrieb
an allen Stellen wieder in erheblichem Matze eingesetzt hat .
Die Rangierbahnhöfe sind überfüllt , «nd es müssen die Rück¬
stände aus dem Streik unter erschwerten Bedingungen aufge¬
arbeitet werden. Fast überall ist der Rangierdienst durch den
Mangel an Rangierlokomotiven sehr erschwert. Um die für den
lebenswichtigen Güterverkehr nötigen Lokomotiven zu gewin¬
nen , ist der Perf « »ent>erkehr noch erheblichen Einschränkungen
unterworfen . Der durchgehende Schnellzugsverkehr ist jedoch
auf den Hauptstrecken überall ausgenommen . Die Zahl der
fahrenden Güterzüge kann auf 60 bis 70 Prozent des nor -
malen Durchschnittsverkehrs geschätzt werden. Ihr Hauptaugen¬merk richtet die Eisenbahnverwaltung selbst auf die Verhält¬
nisse im Ruhrgebiet . Der wichtige Ruhr - und Moselverkehr
ist wieder in vollem Gange . Im Berliner Stadtring - und Vor-
ortverkehr können 50 Prozent der fahrplanmäßigen Züge ge¬fahren werden.

Der NeicksverKebrsminister an die
Technische Notbilke.

Der Reichsverkehrsminister hat an die Hauptstelle der Tech¬
nischen Nothilfe folgendes Dankschreiben gerichtet : „Bei dem
nunmehr beendeten Streik eines Toiles der Eisenbahnbeamten
hat sich die Technische Nothilfe mit ihren weit verbreiteten Or¬
ganisationen überall tatkräftig und hilfsbereit zur Verfügungder Reichsbahn gestellt . Ihrem Eingreifen ist es wesentlich
zu verdanken, daß der Bahnbetrieb nicht vollständig zum Er¬
liegen gekommen ist. Das Uneigennützige und tatenfrohe Ver¬
halten der Technischen Nothilfe hat den Willen der dienstberei¬ten Beamtentum Ausharren kräftig unterstützt . Trotz ungün¬
stiger äußerer Verhältnisse, trotz SMee und Eis hat die Not¬
hilfe überall die ihnen ungewohnte Arbeit ausgenommen . Bei
der Natur des Eisenbahnbetriebes war es unmöglich, die Helfer
schon vorher, d . h. vor Beginn des Streiks , durch praktische Be¬
tätigung im regelmäßigen Betrieb in ihren Obliegenheiten zu
unterweisen . Trotzdem hat sie es verstanden, binnen kurzer
Zeit die schwierigen Verhältnisse soweit zu meistern, daß im
Verein mit pflichtgetreuen Beamten ein umfangreicher Notver¬
kehr in allen Gegenden des Reiches ausgenommen werden
konnte. So habejn sich namentlich Hunderte von Männern aus
den maschinell-technischeri Berufen verantwortungsfreudig als
Lokomotivführer zur Verfügung gestellt. Nur so ist es möglichgeworden, der notleidenden Bevölkerung wenigstens den d-rin -
gwidsten Lebensbedarf zuzuführen und unser stark erschüttertes
Wirtschaftsleben vor dem völligen Zusammenbruch zu bewah¬
ren . Leider hat der Einsatz der Nothilfe Opfer gefordert . Die
Männer , die den Gefahren des Eisenbahnerberufes erlegen
sind , haben den Gedanken mit dem Tode besiegelt, daß über
alle Sonderintereffen ein Gemeinwohl steht , dem zu dienen wir
alle verpflichtet sind . Allen Beteiligten gilt der aufrichtigsteDank und die wärmste Anerkennung nicht nur der Eisenbahn -
Verwaltung, sondern des gesamten deutschen Volkes , und ich
darf Sie bitten, diesen Dank allen Ihren Mithelfern über¬
mitteln zu wollen.

"

2um deutsch-schweizerischen Schieds¬
gerichtsvertrag .

In der Denkschrift zum deutsch -schweizerischen Schiedsge»
richtsvertrag heißt es u . a . :

Deutschland hat eine vertragliche Verpflichtung allgemeiner
Art zur gültigen Erledigung von Staatenstreitigkeiten bisher
nur in einem Falle übernommen , nämlich in dem deutsch -eng¬
lischen Schiedsgerichtsvertrag vom 12. Juni 1904 . Dieser Ver¬
trag ist am 12. Juli 1914 infolge Zeitablaufs außer Kraft ge¬
treten . Zurzeit besteht daher für Deutschland eine rechtlich
bindende Verpflichtung zur schiedlichen Austragung von Staa¬
tenstreitigkeiten lediglich aus Grund der in einer Reihe von
Einzelverträgen ausgenommenen Klausel, wonach die bei Aus¬
legung und Anwendung dieser Einzelverträge sich ergebenden
Streitigkeiten einem Schiedsgericht zu unterbreiten sind .
Solche kompromissarische Klauseln finden sich aus der Zeit vor
dem Weltkrieg z . B . in dem Weltpostvertrag sowie in mehreren
von Deutschland abgeschlossenen Handelsverträgen , z . B . in
dem deutsch-polnischen Abkommen über den Verkehr mit Ost¬
preußen vom 21 . April 1921 . Die Reichsregierung glaubt , sich
künftig nicht danrit begnügen zu dürfen , dem Schiedsgedanken
dadurch Geltung zu verschaffen, datz sie die Aufnahme einer
Schiedsklausel in die abzuschlietzenden einzelnen Staatsver¬
träge anstrebt . Sie betrachtet es vielmehr als eine ihrer wich¬
tigsten Aufgaben, in der äußeren Politik zu ihrem Teil .ganz
allgemein darauf hin zu wirken, datz internationale Streit¬
fragen auf dem Schiedswetze zum Anstrag gebracht werden»
Sie ist überzeugt , datz in dem Matze der obligatorischen Ber-
pflichtung der Staaten zur friedlichen Erledigung ihrer Kon¬
flikte ein weiterer Schritt über das hinaus getan werden kann
und mutz , was vor dem Weltkrieg nicht nur von Deutschland,
sondern von den meisten Staaten auf diesem Gebiet nicht für
möglich gehalten wurde . Der durch die Erlebnisse des Welt¬
krieges stärker als zuvor in der Menschheit wachgewordene
Wunsch , eine dauernde allgemeine Frirdensordnung zwischen
Staaten z« stiften, kann allerdings nur durch eine alle Staa¬
ten der Welt umfassende gemeinsame Verständigung verwirk¬
licht werden. Eine solche allgemeine Verständigung liegt zur¬
zeit außerhalb des Bereiches der tatsächlichen Möglichkeit . Je¬
denfalls kann die Reichsregierung ihr Ziel einstweilen nur auf
dem Wege verfolgen , datz sie Sondervereinbarungen mit den
einzelnen fremden Regierungen abschlietzt , die ihr in der glei¬
chen Auffassung entgegenkommen.

Die Reichsregierung ist mit dem Vorschlag einer solchen
Sondervereinbarung zunächst an die schweizerische Regierung
herangetreten . Diese hat sich mit besonderem Nachdruck für
die Förderung des internationalen SchiedSwesenS eingesetzt ;
insbesondere hat sie in verschiedenen in den letzten Jahren ver¬
öffentlichten Staatsschritten ihren Willen zur Begründung
einer dauernden Rechtsordnung zwischen den Staaten in emer
Weise kundgegeben, die ohne weiteres eine Einigung über dre
« , löi-nden grundsätzlichenFragen erwart « , kiest. Der « misch«

Borfchlag ist denn auch von schweizerischer Seite bereitwilligst
angenommen worden. Beide Regierungen waren sich von
vornherein darüber einig, datz der abzuschlietzende Vertrag
nicht nur ein restloses Bekenntnis z«m allgemeinen Schieds¬
gedanken dcrrz»stellen habe , sondern auch so zu gestalten sei,
datz er in allen vorkommenden Fällen praktisch durchführbar
ist, In diesem Sinne ist dem Vertrag der Gedanke zugrunde
gelegt worden, datz einerseits alle Arten von Konflikten ohne
Ausnahme zum Gegenstand eines internationalen Schlich¬
tungsverfahrens zu machen sind , datz andererseits aber diese»
Schlichtungsverfahren nur chei bestimmten Kategorien von
Konflikten in einem gerichtlichen Verfahren bestehen soll, wäh¬
rend bei den übrigen Kategorien nicht ein Gerichts - , sondern
ein Vergleichsverfahren Platz greift (Artikel I ) . Das Schieds¬
gerichtsverfahren endet mit einem Spruch , der nach Art eines
gewöhnlichen Gerichtsurteils die Parteien endgültig bindet.
Das Prinzip des Vergleichsverfahrens besteht dagegen darin ,
datz die Streitigkeiten von einer ständigen Vergleichskommis¬
sion zu behandeln sind und zwar derart , datz die Kommission
innerhalb einer bestimmten Frist ein Gutachten abzugeben hat,
das die Parteien nicht bindet , bis zu dessen Erstattung sie aber
zu keinerlei Gewaltmatznahmen greifen darf . Das Muster
für ein solches Vergleichsverfahren sind die bekannten , von dem
damaligen amerikanischen Staatssekretär Bryan abgeschlosse¬
nen Verträge aus den Jahren 1913 bis 1914 , die bei allen An¬
hängern der Friedensidee hohe Anerkennung gefunden haben .

Frankreichs Sabotageversuche .
In der Antwort der französischen Regierung an ihre Ver¬

treter im Auslande , in der sie ihre Absichten über die Konfe¬
renz von Olenua auseinandersetzt , heißt es nach einer Havas -
meldung :

Die französische Regierung könnte auf die Teilnahme an
der Konferenz von Genua verzichten, wenn die Einladung un¬
ter Bedingungen erfolgen würde, die ihre Rechte beeinträchti¬
gen würden . Wenn die Sowjetregierung oder irgend ein»
andere Regierung durch ihre Antwort zu verstehen geben, datz
sie die in Cannes am 6 . Januar aufgestellten Bedingungen
nicht in vollem Umfange und im voraus annehmen , so könne
die französische Regierung keine Delegation auf die Konferenz
von Genua entsenden. Weiter ist es wesentlich, datz zwischen
den alliierten Regierungen ein vollständiges Einvernehmen
über die Auslegung der Artikel ihres Programms besteht .

Der erste Artikel des Programmentwurfs enthält die Prü¬
fung der Umsetzung der Grundsätze in die Praxis . Der Zweck
dieser Prüfung war , deutlich zu zeigen, datz die Grundsätze als
im Voraus von den an der Konferenz teilnehmenden Mächte
angenommen zu betrachten seien. Es ist augenscheinlich, daß
eine derartige Erklärung nicht genügen wird . Ohne Zweifel
würde die Regierung , die etwa den Wunsch hegt, sich den Be¬
dingungen vom 6. Januar zu widersetzen , ihre Absicht nicht
im Voraus offen kundgeben; aber sie würde gefährlich« Fragen
aufwerfen . Es ist also vor allem nötig, datz die alliierten Re¬
gierungen sich über die Auslegung der in der Resolution von
Cannes aufgestellten Grundsätze selbst verständigen . Die Ein¬
schränkung, die in Artikel III dieses Programms enthalten
ist : „ Notwendige Bedingungen für die Wiederherstellung deS
Vertrauens ohne die bestehenden Verträge zu treffen "

, findet
ihre Anwendung auf die Gesamtheit und soll alle Diskussionen
von Genua beherrschen . Die bestehenden oder die noch auS
der Friedenskonferenz hervorgehenden Verträge konsolidiere»
das öffentliche europäische Recht , das nicht angetastet werden
dürfe , ohne sichtlich den Frieden Europas zu stören . Der eine
Grundsatz ist der der Aufrechterhaltung der inneren Souverä¬
nität der State » . Die alliierten Mächte würden also die Ver¬
pflichtung übernehinen , nicht in die Organisation und die innere
Verwaltung Deutschlands einzugreifen , besonders was eine
Wiedereinsetzung der Hohenzollern oder einer anderen Militär¬
monarchie anlangt . Ebenso wäre es hinsichtlich Ungarn . Es ist
derzeit unumgänglich nötig, genau zu wissen , was man habe
ausdrücken wollen, als man den Grundsatz der Nichtinterven¬
tion aufstellte, wenn die Klausel für die Aufrechterhaltung !
des Friedens nicht gefährlich werden soll.

*

Der französische Kammerausschuß für auswärtige Angele¬
genheiten hat im Anschluß an seine Beratungen über die aus¬
wärtige Lage, über die Ministerpräsident Poincare Aufklärun¬
gen gegeben hatte , folgende Entschließung angenommen ; deren
Urheber der Wgeordnete Bivrani ist :

Die Kommission dankt dem Minister der auswärtigen An¬
gelegenheiten für seine loyalen und vollkommenen Aufklärun¬
gen und nimmt Kenntnis davon. Daraus ergibt sich, datz er,
als er die Regierungsgejschäfte übernommen hat , hinsichtlich
der Konferenz von Genua die Annahme Frankreichs vorgc»
funden hat . Der Ausschuß ist der Ansicht , datz die Pazifizie -
rung Europas endgültig nur durch die Wiederherstellung der
normalen wirtschaftlichen Beziehungen unter den Völkern er-
zielt werden können. Der Ausschuß nimmt ferner Kenntnis
von dem festen Willen der Regierung , sich zu bemüben , datz,
bevor sie an der Konferenz von Genua teilnimmt , Beding»» ,
gen angenommen und insbesondere Garantien gegeben werden,
die deren Ausführung sicherstellen und die nicht nur den Ge¬
genstand des Abkommens zwischen den Alliierten bilden müssen,
sondern die auch vor jeder Debatte von den alliierten Mitglie¬
dern der Kommission anzunebmcn sind .

Der Ausschuß verlangt in Übereinstimmung mit den Gefüh¬
len des Landes , datz die nach dem Kriege abgeschlossenen Ver¬
träge weder in ihrem Text noch in ihrer Substanz abgeändcrt
werden . Der Ausschuß könne keine Verwässerung des Ver¬
trages , der herborgegangen sei aus dem Siege in einem „ auf-
gezwungenen Krieg"

, bei dem Millionen Menschen für die
Gerechtigkeit gestorben seien, annehmen . Der Ausschuß könne
keinerlei Interpretationen zulaffen, die ein Aufgeben, ein Ab»
öndern oder eine Ermäßigung für dir von Rechtswegen zuge.
standenen Reparationen bedeuten. Der Wiederaufbau Europas ,
an dem Frankreich tätig mitzuarbciten bereit sei, könne nicht
das Reparationsrecht beseitigen, das noch weit davon entfernt
sei , ausgeführt zu sein .

Schließlich spricht der Kammerausjchuß für auswärtige An¬
gelegenheiten feine Verwunderung darüber aus , daß der Völ¬
kerbund, der während seines zweijährigen Bestehens der Weit
wichtige Dienste geleistet und der die Konferenz von Brüssel
vorbereitet habe, nicht an der internationalen Arbeit teilnrh »
men solle. Der Ausschuß versichert gleichfalls, nicht zu verste¬
hen, warum die Republiken deS lateinischen Amerika nicht nach
Genua eingeladen seien , da ihr Beistand für den Wiederaufbau
Europas nützlich sein könne. Zum Schluß drückt der Ausschuß
der Regierung das Vertrauen aus und schließt sich de» Vorbe¬
halten an , die sie selbst zum Ausdruck gebracht habe.

England u. die französischen Minkeizüge .
Die französische Genua -Rote, die fast von der gesamten eng-

lischen Presse als ein Manöver Poincares , das die Konferenz
zum Scheitern bringen solle, bezeichnet wird, findet auch i«
englischen Regiernngskreisen eine sehr abfällig« Beurteilun «.
Das Londoner Kabinett ist laut „Frkf . Ztg .

" nach wie vor ent-
schlossen, allen Machenschaften, dch darauf hinauslaufen , dre
Eröffnung der Konferenz am 8 . März zu verhindern , den ener¬
gischsten Widerstand entgegenzusetzen. Sie vermag sich deshalb
mit dem Gedanken einer Heranziehung des Völkerbünde»



zu befreunden , wie mit dem Vorschläge einer
TgfZttiittt S »nderk»»ferenz zwischen England , Frankreich und
Zilien . Die englische Auffassung geht dahin , daß die Kon»

nz nur dann die gewünschten Ergebnisse haben könne, wenn
Unabhängigkeit gesichert sei und wenn die auf ihrer

j »aotbmwfl stehenden Probleme mit aller Offenheit und
Dreiheit erörtert werdet» könnten. Sie sei! aber unmöglich , wenn
toa vornherein den Delegierten der drei Hauptmächte durch
■Üneinfame Beschlüsse die Hände gebunden würden . Die eng .
W«ch» Antwort an Paris , die für die nächsten Tage zu erwar »
fett iß, wird deshalb , wie in gut unterrichteten Kreisen der»
Pchert wird, die Einladung an den Völkerbund wie auch die
Zorgeschlagen« Aussprache zu dreien «blehnen unter ausdrück-
» cher Betonung ihres Wunsches , daß der in Cannes beschlossene
Dermin , der 8. März » ntrr alle » Umstänven eingehakte »
Werde . Selbst die liberale Presse vertritt neuerdings im Ge »
Ersatz zu den von Lard Gretz formulierten Bedenken den
piandpunkt , dass, selbst auf di« Gefahr hin , dass die Bereinig »
Wn Staaten und Frankreich nicht teilnehmen sollten , die Kon»
lleren-» abaebalten werden müsse.

Die Erregung der englischen Presse über die von Frankreich
her Konferenz von Genua bereiteten Schwierigkeiten hat sich
an außerordentlicher Heftigkeit gesteigert . Die gesamte liberale
W»d sozialistische Presse ist einmütig in der Berurteilung der in
der französischen Rote enthaltene » Forderungen . Die «West»
» inster Gazette " meint , eS gebe nur zwei Möglichkeiten : Ent¬
weder die von Herrn Poincape vorgeschlagene Vorbesprechung
» nter den Alliierten führt zu keiner Einigung — dann sei an
ein Zustandekommen der Konferenz nicht mehr zu denken :
R>er aber eS komme eine Verständigung zustande — dann sei
die Konferenz nichts weiter als eine Tagung des Obersten
RateS , auf der die Alliierten Deutschland und Rußland ihres
im voraus vereinbarten Beschlüsse anfzwäagen . Gerade aber
» >n diese zwei Eventualitäten zu vermeiden , sei die Konferenz
hon Genua vorgeschlagen worden .

Der diplomatische Mitarbeiter der «Dailh Telegraph " mel »
Jet, daß die englische Regierung aus Rom die offizielle Mit -
tcilung erhalten habe, dass — wie immer auch die Zusammen¬
setzung des neuen Ministeriums sein werde — alles vorbereitet
fei, um die Konferenz am 8 . März eröffnen zu können .

Der Newhorker Bankier Otto Kahn trat in einer Rede nach¬
drücklich dafür dn , daß die Bereinigten Staaten an der Kon¬
ferenz in Genua teilnehmchr und daß die Kriegsschulden der
Alliierten unter folgenden Bedingungen gestrichen würden : Die
Reparationsfrage fei endgültig zu lösen , die europäischen Bud .
grts seien wieder in » Gleichgewicht zu bringen , unnütze Hinder¬
nisse des Handels zu beseitigen und der Wechselkurs zu festigen .

Kurze polit. Nackricbten.
* Die deutsch-polnischen Verhandlungen . Meichsminister a.

st). Schiffer und Staatssekretär Lrwald hatten gestern nach¬
mittag die erste Besprechung mit dem Präsidenten der deutsch-
polnischen Konferenz Calonder . Da Herr Calonder leicht er¬
krankt oft, wird die erste Vollsitzung eist am Dienstag nach¬
mittag stattfinden . - Me Unterausschüsse treten bereits am
Montag zusammen .

* Der Zwischenfall von PeterSdorf . Staatssekretär Dr .
Peters , der in der Angelegenheit der Vorfälle in Öberschtesien
ön Breslau eingetroffen war , hat sich nach Berlin zurückbe¬
geben, um der Reichsregierung Bericht zu « statten . Di« ein»
gehenden Ermittlungen habe« keinen Anhaltspunkt dafür er¬
geben, daß die Vorfälle ihren Ursprung etwa autzerhaD des
Besetzten Gebietes haben und Zeichen einer etwaigen militäri¬
schen Bewegung sind, wie dies franzSsischerseits angenommen
Worden ist. Die Vorfälle find von keiner Seite außerhalb deS
gefetzten Gebiete» geplant oder i«S Werk gefetzt worden,.

* Abg. Konrad Haußmnnn f . Der denückratifche Führer ,
Staatssekretär a . D ., Reichs- und AandtagSabgeordneter Sou »
rad Hautzmann , einer der . bedeutensten und verdienten Bon »
kämpfer d«S demokratischen Gedankens in Deutschland , ist ge¬
stern Nacht nach längerem Leiden gestorben. Reichstagsprüfi »
»ent Löbe hat der Witwe des Verstorbenen telegraphisch da»
Herzliche Beileid des Reichstages ausgesprochen.

* England und Rußland . Auf eine Anfrage im engtische »
Unterhaus bezüglich der Teilnahme Rußlands an der Konfe-
ernz von Genua antwortete Lloyd George, daß die wirtschaft¬
liche Rekonstruktion Rußlands nur möglich sei» wenn die andern
Länder ihm die dafür erforderlichen Kredite zur Verfügung
stellen . Die Bedingungen dafür wären von dem Obersten Rat
in Cannes festgelegt worden, und es sei zu hoffen, daß die
Konferenz von Genua diese Bedingungen auf eine feste und
durchführbare Basis stellt. Die Tatsache, daß Rußland die Ein¬
ladung zur Teilnahme an der Konferenz angenommen habe,
obwohl diese Einladung die in Cannes formulierten Bedingun¬
gen enthalte , beweise , daß Rußland diese Bedingungen anzu -
Nehmen und anzuerkennen bereit sei . Rur wenn diese Vor¬
lage enwandfrei geregelt sei, könne die zivilisierte Welt Ruß¬
land ihre Hilfe zur Verfügung stellen.

RadiscDe Illedcrsicbt.
Der badische Staatspräsident und das

Zentrum .
Unter dieser Überschrift schreibt die RetchskiDrespvndenz

Kord-Süd aus Karlsruhe :
Daß das Zentrum bei uns in Baden als die stärkste Partei

bedeutenden Einfluß befitzt, ist eine Tatsache, wie sie sich aus
»en Verhältnissen eines demokratisch-parlamentarischen Staa¬
tes ganz von selbst ergibt . Es muß deshalb einigermaßen merk¬
würdig berühren , wenn man sich in einzelnen Kreisen der ba¬
dischen Bevölkerung darüber ausregt und so tut , als ob dieser
ganz selbstverständliche Einfluß etwas höchst Anormales wäre .
Gewiß, verglichen mit der früheren Zeit , wo eigentlich nur
Rationalliberale Aussicht hatten , die höheren Staatsämter zu
erhalten , und das Zentrum sich mit einem Zustande faktischer.
Wenn auch nicht offen eingestandener Boykottierung begnügen
mußte , ist die heutige Praxis anders geartet . Aber diese Praxi »
entspricht nicht nur den natürlichen Bedingungen de» Parla¬
mentarismus , sondern sie entspricht auch weit besser den Ge¬
setzen der Gerechtigkeit, die die bewußte Bevorzugung oder Be .
nackteiligung einer Partei , und zumal einer so großen Partei ,
ansschließcn.

Bei der großen politischen Aussprache im badischen
Landtag haben sich aber nun nicht etwa die Sprecher der
Parteien , in denen die alte nationalliberale Partei ausgegan -
hen ist, zum Träger jener sachlich und formal unberechtigten
Plagen gemacht , sondern e» blieb den Linksradikalen
Dorveihalten , die Dinge so hingustellen , als ob bei uns in Baden
Ausschließlich das Zentrum regiere , und als ob der der
DcutschdemokratifchenPartei angehörig « Staatspräsi¬

dent , Knktuslminister Hummel , eigentlich nicht»
anderes sei, als ein LentrumSminrster ".

Gegen diese törichte Darstellung hat sich Staatspräsident
Hummel in der Debatte seöbst mit außerordentlich geschickten
» nd überzeugende » Worten gewandt . Zunächst hat er ge¬
wisse Tatsachen, mit denen der kommunistische Abgeordnete Bock
seine Auffassung zu begründen versuchte, mit Leichtigkeit als
Tatsachen kennzeichne« können, die viel eher das Gegenteil be¬
kunden.

Daran aNknÄpfend Hat dann Staatspräsident Hummel be¬
taut , dah offenbar da» Zentrum selbst am allermeisten darüber
überreicht sein werde , wenn man ihm den demokratischen
Staatspräsidenten an die Rockschöhe hänge . Er (der Staats¬
präsident ) sei doch wahrlich ein so wohl beschriebenes Math
daß der Irrtum einer engeren Beziehung zum Zentrum bei
sachkundigen Leuten überhaupt nicht auflommen könne.

Wa » den Standpunkt des Staatspräsidenten zu den kirch¬
lichen Organisationen betrifft , so ist er so formuliert
worden , daß wahrlich selbst der befangenste Beurteiler daraus
keine Hinneigung zum Zentrum herauslesen kann . Allerdings
bekennt sich der Staatspräsident zu der Einsicht , daß jeder
Mensch ob er nun selber auf christlichem Boden stehe oder
nicht, anerkennen müsse, daß die Grundlage unserer heutigen
gesamten Kultur christlich sei, und daß das Christentum auf
dem Gebiete de» moralischen Aufbaus der Menschheit Unge¬
heueres geleistet habe . Und so hält es der Staatspräsident
in feiner Eigenschaft als Kultusminister für seine Pflicht , nicht
nur der Schule , sondern auch der Kirche als einer der wichtig ,
sten kulturellen Organisationen feine Aufmerksamkeit zu
schenken .

Was die im Voranschlag geforderten Mittel zur ErHö -
h u n g des E i n ko mm ensder Geistlichen anlangt , so
ist auch das keine einseitige Verbeugung vor dem Zentrum , da
diese Mittel ja auch für die evangelische Kirche , für jüdische
Geistliche und für freireligiöse Prediger angesordert
werden» Staatspräsident Hummel steht auf dem Standpunkte ,
daß auch fteireligiöse Bestrebungen , wenn sie nur richtig ge¬
leitet find, die Regierung in der Arbeit des moralischen Airf-
baus unterstützen können.

Der Staatspräsident hat seine diesbezüglichen Ausführungen ,
die auf alle Teile des Hauses einen starken Eindruck machten,
geschlossen mit folgenden Worten :

»Ich war in meinem Leben niemals ei» Kulturkämpfer , und
bei aller Äußerung meiner prinzipiellen Überzeugung von der
Richtigkeit der Trennung von Staat und Kirche habe ich schon
bei meinem eisten Auftreten im badischen Landtag (das ja
jetzt um viele Jahre zurückliegt) , daraus hingewiesen , dah
auchunterderBoraussetzungeinerTrennung
bonStaat und Kirche derStaat nicht etwa acht -
losandiesengewaltigengeistigenBestrebun .
gen vorübergehe » darf , wie die Kirche sie ver .
tritt . So gut der Staat auf geistigem Gebiete andere Un¬
ternehmungen zu unterstützen sich verpflichtet fühlt , so ist doch
auch das Gebiet der religiösen Bestrebungen so umfangreich
und so bedeutend, daß es unbillig und, wie ich glaube , auch
unklug wäre , selbst i« Falle der Trennung von Staat und Kirche
nun diesen gewaltigen Betvcgungcn ohne Verständnis und ohne
praktische Unterstützung gegenüber zu stehen. . . . Ich weiß,
baß auch von anderer Seite — natürlich nicht in der freund¬
lichsten Absicht — häufig der Gedanke in die Öffentlichkeit hin¬
eingetragen wird, der- jetzige Unterrichtsminister habe sich dem
Zentrum verkauft . . . Ich glaube, dieser Vorwurf wird nebst
den anderen , die jetzt in einem sehr hohen Faszikel von Zei¬
tungsausschnitten in meiner Wohnung gesammelt liegen,
einmal in späteren Generationen das Ergötzen meiner Nach¬
kommen sein, wenn sie lesen, was sie für einen Urahnen ge¬
habt haben. Aber das eine darf ich wohl erklären : M a n h a t
in diesem Kabinett von mir nie verlangt , daß
ich « eine demokratischen Grundsätze breche
oder daß ich sie verletze , und ich würde niemals
einem Kabinett angehören , in dem ich .
gezwungen würde , meine demokratischen
Grundsätze zu verleugnen oder äufzugeben .
Ich stehe jedoch aus dem Standpunkt , daß über dem Doktrina¬
rismus die Not des Vaterlandes steht und über allem die
Pflicht des Einzelnen wie der Gesamtheit zur Linderung dieser
Not sich ganz einzusetzen.

"

Jeder Gerechldenkendewird zugeben müssen, daß eine solche
Sprache gewißlich nicht jemand zu führen vermag , der unter
Verleugnung seiner bisherigen demokratischen Überzeugungen
ein Werkzeug der Parteipolitik des Zentrums geworden ist.
Es wäre gut , wenn gerade diese Ausführungen des Staats¬
präsidenten auch in der breiteren Öffentlichkeit im Wortlaute
bekannt würde« . Sie find unserer Meinung nach in der Tat
geeignet, dem Gerede törichter Leute ein für alle Mal ein Ende
zu bereiten .

Ikurze Nachrichten aus Laden .
DZ . «nm Bodensee , 11 . Febr . Als das am! Friedrich ».

Hafener Kohlenplatz im Hinteren Hafen stehende Dampf¬
boot „König Wilhelm" den Platz verlassen wollte, um am Lan¬
dungssteg Reisende nach Ronranshorn aufzunehmen , stellte eS
sich heraus , daß das Schiff eingefroren war . Rach wieder¬
holten Versuchen, langsam rückwärts zu fahren , ist es schließ¬
lich aus dem Eise herausgekommen . Me Eisdecke in diesem
Teil des Hafens war bereits etwa 30 Zentimeter dick. Der
Unterste ist infolge - der grimmigen Kälte ganz zugefroren .

Aus der Landeshauptstadt .
HauSbefitzerverfammlung . Am Sonntag vormittag fand im

vollbesetzten städtischen Konzerthaus eine Massenversammlung
der Hausbesitzer statt, bei der e» sich in der Hauptsache um
einen Protest gegen neue Belastungen de» Hausbesitzes und
nm die neue Art der Mietzinsberechnung handelte . Eröffnet
wurde die Versammlung von dem ersten Vorsitzenden , Herrn
Architekten Deines , der sich in längeren Ausführungen mit den
Fragen beschäftigte : Wohnungswesen , Zwangswirtschaft und
Mieterschutzgesetz. Redner faserte den Abbau „er Zwangs¬
wirtschaft im Wohnungswesen und erklärte , daß nur durch
Förderung der Bautätigkeit durch Private uud Genoffenschaf ,
ten die Wohnungsnot behoben werden könne . Was man auf
dem Wege der AvangSwirtschaft erreicht Hobe , sei nur Stück -

und Flicsioerk. Es müsse eben gebaut werden , aber nicht nn » !
kleine Häuschen , sondern Stockwerkbauten an fertigen Strw
ßcn . Me Hausbesitzer wollen keine ungesunde » Mietskaser - 1
nen , sondern gute Häuser . Aber gebaut könne natürlich null
werden , wenn man den Hausbesitzern so viel gebe, daß die
Wohnungen auch instand gehalten werden könnten . Me neue
Karlsruher Mlietzinsberechnung sei zwar nichts weniger als
ideal , aber fie bedeute immerhin einen kleinen Fortschritt . De .
sonders ungerecht sei, daß dem Hausbesitzer nur gestattet sei ,
vier Fünftel der Steuern auf den Mieter umzulegen . GS
sei übrigens mtt einer erheblichen Erhöhung der Wolhnabgabe
zu rechnen. Me Wohnobgabe dürfe unter keinen Umständen
mit der eigentlichen Miete verbunden werden . Von eine «
Steuevverweigerung könne natürlich keine Rede sein , aber di«
Forderungszettel , di« von den Mietern nicht eingeläst werden ,
sollen von den Hausbesitzern unter keinen Umstanden bezahlt
werden .

Zum Schluß der Kundgebung wurden folgende Entfchtiesiun -
»en einmütig angenommen :

Me erste ist gerichtet an den Stadtrai der Hauptstadt und
lautet :

«Nach der endgültig festgesetzten und von den Vertretern de,
Vermieter und Mieter genehmigten Mietzinsberechnung wird
auch im Jahre 1822/23 dem Hausbesitzer nur gestattet , vier
Fünftel der Steuern auf die Mieter zu verrechnen . Diese
Verrechnung ist ungerecht und ungesetzlich. Das ein Fünftel
erhöht sich mit dem Anwachsen der Steuern ständig und führt
den Hausbesitzer unfehlbar ins Verderben I Me Hausbesitzer
von Karlsruhe fordern , daß bei der Festsetzung der Mietzin » »
berechnung für das Jähr 1926/34 diese Sonderbesteuerung
nicht mehr vorgenommen wird und machen von dieser Bedino
gung ihre Beteiligung an den Beratungen abhängig ."

Me zweite Resolution ist gerichtet an den Larwtap und di«
Regierung und lautet :

„Die Erhebung der Wohnabgabe soll in Baden von den»
Hausbesitzer erfolgen . Die Hausbesitzer von Karlsruhe tot» *
den sich mit aller Entschiedenheit gegen diese Bestimmung unltz !
verlangen , daß die Erhebung , wie es das Reichsgesetz vovfleU »
vom Nutznießer , dem Mieter , erfolgt . Me Hausbesitzer wP >
sen wohl , daß solange die Zwangswirtschaft im WohnunAd »
wesen besteht, die Wolhnabgabe erhoben werden mutz, aber st«
lehnen die Erhebung durch sie als Mittelsmann ab. Sie wrs-
sen , daß die Erhebung vom Nutznießer an Hand der bekannten
Steuerwerte ohne große Kosten und Mühen möglich ist."
■ Der Mensch . (Ausstellung des Deutschen Hygiene-Museum »
Dresden . ) Es ist gelungen, diese auf der Durchreise nach btt
Schweiz befindliche Ausstellung auf einige Wochen für Karls¬
ruhe zu gewinnen . Sie ist, wie man uns schreibt, die größt «
und wertvollste wandernde Hygiene-Ausstellung und besteht
zum größten Teil aus dem interessanten und höchstwertige»!
Material der bedeutungsvollen Ausstellungen in Darmstadt
1912 und Dresden 1611, das selbstverständlich nach dam herltie
gen Stande der Wissenschaft vervollkomnet und erweitert ist.
In Dresden , wo die Ausstellung erstmalig wieder gezeigt
wurde, hat sie ungeheuren Zulauf von allen Bevölkerungs¬
kreisen gefunden . Die Karlsruher Einwohnerschaft wird gut
tun , von dieser auf Jahre sich nie wieder bietenden Gelegenheit
zur Besichtigung dieser einzigartigen Sammlung , ausgiebig Ge¬
brauch zu machen . Die Eröffnung erfolgt in etwa 10 Tagen
in der städtischen Ausstellungshalle und wird durch Zeitungen
und Plakatanschläge bekannt gegeben .

LandeStheater . Am Menstag den 14. Februar findet die
erste Wiederholung des Kammerspiels „Legende eines
Lebens " von Stefan Zweig statt ; an dieser Vorstellung ist
die Theatergemeinde des B .V .B . mit den Nummern 3801 —3300
beteiligt . — Die Erstaufführung des Legendenspiels „D i e
St . Jakobssahrt " von Dietzenschmidt erfolgt am Sams¬
tag den 18 . Februar . Das Werk wurzelt ganz im Boden ein¬
fältig -frommer Religiosität und schwärmerischen Wunderglau¬
bens und will eine Verherrlichung der entsühnenden Kraft
unschuldigen Blutes sein, das für den reuigen Sünder ge¬
opfert wird . So knüpft die Dichtung an das mittelalterliche
Mysterienspiel an . — Am Sonntag den 18. Februar geht da»
dreiaktige Lustspiel „ F r a u e n k e n n e r " von Leo Lenz zum
zweitenmal im Konzerilhaus in Szene . — Die Oper bringt in
der laufenden Woche eine Wiederholung von „ Zar und
Zimmermann " am Donnerstag den 16. An dieser Thea -
teraufsührung nimmt die Theatergemeinde mit allen Num¬
mern über 3400 teil . — Am Freitag den 17. gelangt neuetn -
studiert Anders komische Oper „Fra Diavolo " zur Wie¬
dergabe . Die Hauptpartien liegen in den Händen von Hanna
Rodegg , Marie Mosel-Tomschik, Hans Bussard, Fritz Hancke ,
Alfred Glaß , Franz Schwerdt , Josef Grötzinger und Eutzen
KKalnbach. Das Werk wird von Kapellmeister Lorentz diri¬
giert und von Oberregisseur Lange szenisch vorbereitet . — Für
Sonntag den 18. ist Gounods „ Margarete " mit Rose
Pauly und Willy Zilken in den Hauptpartien festgesetzt .

Wadiscke Gemeindesckau.
I>Z . Mannheim , 12 . Febr . Der Stadtrat hat an den badi¬

schen Landtag die Bitte gerichtet , der Staat möge sich an
dem Fehlbetrag des Nationaltheaters in Mannheim im glei¬
chen Verhältnis beteiligen wie an demjenigen des Karlsruhe ,
Landestheaters oder wenigstens einen Zuschuß in gleiche «
Höhe in den Staatshaushalt einstellen wie für Karlsruhe .

DZ . Auggen, 7. Febr . Bei der Bürgermeisterwahl am ver¬
gangenen Sonntag wurde Altgemeinderat Georg Gugelmeier
zum Bürgermeister gewählt. Auf ihn entfielen 245 Stimmen ,
während der Gegenkandidat, RatschreiberMuser , 133 Stimmen
erhielt .

DZ . Konstanz, 12. Febr . Die Vorlagen, mit denen sich der
Bürgerausschutz in seiner nächsten Sitzung zu beschäftigen ha¬
ben wird , werden neue beträchtliche Summen fordern . Es wer¬
den gefordert : für die Herstellung der elettrischen Straßen¬
beleuchtung 100 000 M., zur Ausführung von Wasseranschlüs¬
sen 250 000 M ., für die Wiederinstandsetzung der Knaben -
volkSschule am St . Stefansplatz , die teilweise zu Notwohnungen
in Anspruch genommen war , 175 000 M ., für die Einrichtung
des städtischen WSchnrrinnenhrims im Garnisonlazarett 300 000
Mark , für die Miete des Garnisonlazaretts jährlich 20 000 M .,
für den Umbau eines Motorbootes mit elektrischen« Antrieb
zur Verbindung zwischen Pulverturm und Spanierstraße
100000 M . Eine andere Vorlage beschäftigt sich init einem
Geländevrrkanf an den Reichsfiskus , wo in der Tägermoos -
stratze die Zollverwaltung eine größere Anzahl von Häusern
erstellen will. Schließlich soll die Ergänzung des Schulaus -
schuffes durch Änderung der Ortssahung dahin geregelt werden ,
daß fich alle Parteien mit dieser Frage einverstanden erklären
können .

Staatsanzeiger.
Die Errichtung einer Apotheke in MeckeSheim betr.

Dem Apotheker Otto Pirlman von Baden wurde die persön¬
liche Berechtigung zum Betrieb einer neu zu errichtenden Apo¬
theke in MeckeSheim, Amt Heidelberg , verliehen,

Karlsruhe , den 8. Februar 1822.
Ministerium de» Innern _Reinmele . 8*®**»



'|6tttit «e« . 2 .876
I « das Handelsregister

O .-Z . 27 die Frrma
Rheinische Ereditbank,

L̂tedkrlaffu » , Säckingen
mit dem Sitz in Säckin»
gen wurde heute einge¬
tragen :

Di« Prokura des vr .
«Paul von Hermann und
DeS Fritz Schöllmann in
«Säckingen ist erloschen ,

««säckingen, 6. Febr . 19W.
BaÄ. Amtsgericht.

Schotzfhetm . 2 .863
Zum Handelsregister

« bt. 8 Band I O .-Z . 16 :
Hanf -Unio» Aktiengesell¬
schaft Berti », Zwrignie -
herlassung Schopfheimwird
im Anschluß an die Be-
Lanntmmhung vom 23.
Januar 1622 weiter als
nicht eingetragen veröf¬
fentlicht :

Die Geschäftsstelle be¬
findet sich Winterfeldstr .
80 in Berlin . Das Grund¬
kapital ist in 12 000 Aktien
zu je 1000 M . zerlegt . Die
Aktien lauten auf den
Inhaber und werden zum
Nennbeträge ausgegeben .

Der Vorstand besteht aus
einenr Mitglied . Er kann
auch aus mehreren Mik -
fltfiftem bestehen : es ist
der Aufsichtsvat berechtigt,
beim Vorhandensein meh¬
rerer Mitglieder einem
oder mehreren das Recht
zu geben, die Gesellschaft
allein zu vertreten . Die
lSoostandsmitglieder wer¬
den vom Aufsichtsrat er¬
nannt und abberufen . Die
jeweilige Zahl der Vor¬
standsmitglieder bestimmt
der AuffichtSrat, die ersten
VorstandsMitglieder wer¬
den von der Generalver¬
sammlung ernannt . Die
Bekanntmachungen der
Gesellschaft erfolgen im
Deutschen Reichsanzeiger.
Die des Vorstandes tragen
die Firma der Gesellschaft
und hinzugefügt die Ra-
meirsunterschrrft des oder
der Zeichnrmgsberechtig-
ten ; die des Aufsichtsrats
führen die Firma der Ge¬
sellschaft , die Bezeichnung
„Der AuffichtSrat" u. bei»
gefügt die Unterschrift sei¬
nes Vorsitzenden. Die Be¬
rufung der Generalver¬
sammlung der Aktionäre
erfolgt durch den Auf»
stchtsrat oder Vorstand,
sofern nicht im Gesetz oder
in dem Gesellschaftsver¬
trage Abweichendes be¬
stimmt ist, durch einmalige
Bekanntmachung im Deut¬

schen Reichsanzeiger. Sie
finden innerhalb des
Deutschen Reiches statt.

Die Gründer der Ge¬
sellschaft sind :

1. Bank für Textilindu¬
strie Mtiengefellschaft in
Berlin » vertreten durch die
Vorstandsmitglieder Dr .
lu ' . Friedrich Maier , Di¬
rektor Erich Horschig ,

3 . Mechanische Seiler -
warenfabrik Mtiengesell-
schaft in Alf a . d . Mosel,
vertreten durch das allein
vertretungsberechtigte Vor-
fiandsmitAied Friedrich
Robert Seidel , Alf,

8 . Zellitspinnerei &
Bindfaden Fabrik Gesell-
schaft mit beschränkter
Haftung zu Säckingen am
Rhein , vertreten durch die
Geschäftsführer Julius

Keller aus Säckingen und
Ernst Eckert aus Säckin¬
gen .

4. Hanfspinnereigesell-
fchaft mit beschränkter
Haftuirg zu Schopfheim,
vertreten durch die Ge¬
schäfts sichrer Direktor Gu¬
stav Schelle» und Direktor
Johannes Lehmann , beide
au» Schopfheim,

5. Brüder Leupold Ak-
tiengelselkschast in Zittau ,
vertreten , durch deren al¬
leinvertretungsberechtigtes

Vorstandsmitglied Dr .
Friedrich Joachim Eber¬
hard Leupold aus Zittau .

Den ersten Auffichtsrat
bilden : 1 . Dr . für . August
Weber, Berlin , 2 . Fabri¬
kant Alfred Blu mensdein ,
Berlin , 3 . Rechtsamvalt
Stad Friedländer ^ Berlin.

Von der mit der Anmel-
dang der Gesellschaft ein-

Kortfetzung des Zentral -Handels -Regifters .
gereichten Schriftstücken
kann bei dem Gericht Ein .
ficht genommen werden .
Schopfheim. S . Febr . 1924 .

Bad . « mtSgertcht .

Schopfhel« . 2 .866
Zum Handelsregister

Abt. 8 Band I O .-Z . 17
wurde eingetragen : Weh»
r« Aktteazefrllfchaft, Tep¬
pich. & Möbelstoffweberei,
Wehr- Der Gesellschafts-
Vertrag ist am 29. Novem¬
ber 1921 festgestellt . Der
Nachtrag hierzu ani 25.
Januar 1922.

Gegenstand des Unter¬
nehmens ist : Erwerb und
Wetterführung der von
der Kommanditgesellschaft
Neflin & Rupp in Wehr
betriebenen Teppich - untz
Möbefitoffweberei.

Die Gesellschaft ist be-
fugt , andere Unterneh¬
mungen verwandter Art
zu erweichen und sich an
solchen zu beteiligen , auch
Zweigniederlassungen zu
errichten.

Das Grundkapital be¬
trägt 7 000 000 Mark —
Sieben Millionen Mark
— und ist eingeteilt in
6400 Aktien Lit . A über
je 1000 M . auf den In -
Hader lautend und 3000.
Aktien Lit . 8 über je 200
Mark, auf den Namen
lautend . Fritz Rupp , Al¬
bert Rupp , Alfred Hauber
und Frieda Krafft gebo¬
rene' Rupp als Gesell¬
schafter der Kommandit¬
gesellschaft Neflin & Rupp
in Wehr bringen in die
Aktiengesellschaft das ge¬
samte bisher unter der
Firma Neflin & Rupp be¬

triebene Fabrikgeschaft
mit allen Aktiven u . Pas¬
siven ein auf Grund der
auf 30 . September 1921
gefertigten Vermögensauf ,
stellung. Der Wert des
Einbringens wird auf den
Betrag von 4 588 756 M.
61 Pf . festgesetzt.

Die Aktiengesellschaft
gewährt hierfür den Ge¬
sellschaftern der Komman.
ditgesellschast Fritz Rupp,
Albert Rupp, Alfred Hau¬
ber n. Frau Krafft -Rupp
SLamenS- und Inhaberak¬
tien im Gesamtbeträge
von 4 500000 Mark und
88 756,61 M . in bar .

Von dem restlichen
Grundkapital der Gesell¬
schaft übernehmen ferner
die Gründer Fritz Rupp,
Albert Rupp , Alfred Hau-
ber, Reinhold Hauber In¬
haberaktien im Gesamtbe¬
träge von 2 500 000 M .

Der Vorstand besteht
irach Bestimmung des Auf-
stchtsvats aus einer oder
mehreren Personen . Die
Mitglieder des Vorstandes
werden durch den Vorsit¬
zenden des Aufsichtsrates
bestellt , dem auch der Wi¬
derruf der Bestellung zu¬
steht .

Me Gesellschaft wird
rechtSvevbindlich insbeson¬
dere auch bei Zeichnung
der Firnr «, vertreten :

a) wem« der Vorstand
aus einer Person besteht,
durch diese oder durch zwei
Prokuristen ,

b) wenn der Vorstand
aus mehreren Mitgliedern
besteht , durch zwei Vor¬
standsmitglieder oder ein
Vorstandsmitglied und ei-
neu Prokuristen .

Die Bekanntmachungen
Ser Gesellschaft erfolgen
im Deutschen Reichsan-
zeiger.

Die Beruf »na der Ge¬
neralversammlung der Ak¬
tionäre erfolgt durch den
Vorstand oder den Äuf-
sichtsrat und zwar durch
einmalige Einrückung im
Deutschen ReichSanzetger
unter Angabe deS Ber -
farmiÄungstermins und
der Tagesordnung minde¬
stens drei Wochen vor dem
Bersammlungs tage.

Die Gründer der Ge¬
sellschaft find :

Fritz Rupp , Fabrikant
in Wchr,

Alsved Hauber , Fabri¬
kant in Wehr:,

Wert Rupp . Fabrikant
in Wehr,

Betnhold Hauber . Kauf ,
mann in Nürtingen ,

Frau Privat Albert
Krafft Ehefrau . Frieda
geb. Rupp in Bregenz .

AlS Vorstand find be¬
stellt:

Fritz RusP , Fabrikant ,
Alfred Hauber . Fabrikant ,
Altert Rupp, Fabrikant ,
alte in Wehr .

Me Mitglieder de» Auf-
fichtsrats find :

1 . Neirchold Hauber .
Kaufmann in Nürtingen ,

2. Otto Krafft , Fabri¬
kant in St . Mafien ^

3. Adolf Krebs . Bankier
in Fretbrrrg i. Br .,

4 . Christian Kreß . Fa -
«brikdirektor in Schopfheim,

5. Leander Streubel ,
Kommerzienrat in Kulnr-
bach.

Bon den bei der Anmel¬
dung eingereichtenSchrift¬

stücken, insbesondere dem
Prüfungsberichte des Vor-
standes und AufsrchtsratS
.sowie dem Prüfungsbe¬
richt« - er Revisoren kann
bei dem Unterzeichneten
Gericht Einsicht genom¬
men werden .

Der Prüfungsbericht
der Revisoren kann auch
bei der Hvridelskarnmer
Hierselbst eingesehen wer¬
den.
Schopfheim, 1 . Febr . 1922.

Bad . Amtsgericht.

Schwetzingen. L.932
HandelSregfiteceintrag

ML 8 Band I zu O .-Z.
12 — Mühl & So . G . m .
b. H. in Schwetzingen —:
Die VevtretungSvefugniS
des Geschäftsführers Max
Kleinschmitt ist beendet.

Schwetzingen,
den 10 . Februar 1622 .

Amtsgericht 2.

Staufen . 2 .931
In das Handelsregister

8 Band I O .-Z. 9 wurde
heute eingetragen : Firma
„Kalkwerk Bollschweil Ge.
brüdrr Koch Gesellschaft
mit brschrSnttrr Haftung "
Sitz irr Bollschweil. Ge¬
genstand des Unterneh¬
mens : Herstellung u . Ber .
trieb von Kalk und Kalk¬
steinen. Stammkapital M.
60000 . Der Gesellschafter
Franz Koch, KcÄkwerkbe-
sitzer in Bollschweil , leister
auf sseirre Stammeinlags
das Kaliwerk Ltzb . Nr.
695, 996» 997, 998, 996 .
1000 u. 1001 Grundstücke
der Gemarkung Bollsch-
weil im Werte von 5000
Mark. Der Gesellschafter
Adolf Koch, Ziegeleibesrt-
zer in BckHchweit leister
auf seine Stammeinlage
die Grundstücke Lgb. Nr.
1002 u . 1003 Gemarkung
Bollschweil im Werte von
500 Mark . Geschäftsführer
ist Franz Koch, Kalkwerk -
besiher in Bollschweil . Be-
kariütnrachunyen der Ge¬
sellschaft erfolge» im
Staufener TaMati . Der
Gesellschastsvertrag wurde
am 8. Oktober 1921 bezw.
7. Januar 1922 errichtet.
Staufen , 10. Febr . 1922.

Amtsgericht.
Trlberg . 2 .900

In das Handelsregister
wurde eingetragen :

1 . Am 3 . Februar 1922 ;
a) -Abt. A 1994). II O .-Z.

05 Firma Gebrüder Storz
in «Hornberg . Offene Han¬
delsgesellschaft. Die Ge¬
sellschaft hat am 1 « Ja¬
nuar 1022 begonnen. In¬
haber sind : Karl Storz
Kaufmann , Emil Storz ,
Uhrmachermeister, beide in
Hornberg .

d) Abt. A Ab. II O.-Z.
66 Firma Berkaufshalle
Hornberg , Herr & Fuchs
in Hornberg . Offene Han¬
delsgesellschaft. Die Ge¬
sellschaft hat am 1. Ja¬
nuar 1010 begonnen . In¬
haber sind : Emil Herr

Fabrikant , Hermann
Fuchs, Bildhauer , beide in
Hornberg .

c) Abt. A Bd . I O .-Z . 9
Firma I . Kuner in Scho-
nach. s Der Gesellschafter
Hans Kuner ist ausge¬
schieden . Das Geschäft
wird durch de» Gesell¬
schafter Paul Kuner al¬
lein weiter geführt .

I L « m 4 . Februar 1982:
a) « bt . A Bd . II O .^Z.

23 . Firma Heim- und
Pflrgstätte für Schwarz¬
wälder Volkskunst Her-
man » Schwer in Triberg .
Die Firma ist erloschen.

b) Abt. A 199b. I O . -Z .
124. Firma Jakob Wöhrle
in Hornberg . Dem Kauf¬
mann Jakob jWöhrle in
Hornberg ist Prokura er¬
teilt .

c) Abt . 6 Wd. II O .-Z .
18. Firma Metallwaren -
nnd Stzritzgußfabrik, Ge¬
sellschaft « it beschränkter
Haftung in Triberg . Der
«Geschäftsführer Alfred
Tränkle ist abberufen . § 7
des Gesellschaftsvertrags
ist dahin geändert , daß
die Gesellschaft nur durch
einen Geschäftsführer ver¬
treten wird . Alleiniger
Geschäftsführer fit Adolf
Eicke. Kaufmann in Saar¬
brücken .

ä ) Abt . 8 Bd . II O .-Z .
11 . Firma Elektra F« rt -
wange», Gesellschaft mit
beschränkter .Haftung , in
Furtwangen . Me Gesell-
schaft ist durch Beschluß
der Gesellschafter vom
34. Januar 1922 ausge¬
löst . Kaufmann Richard
Thurner in Furtwangen
ist zum Liquidator be¬
stellt.

e) « bt . A Bd . II O .-Z .
67 . Firma Albrecht Dold
in Nußbach Inhaber ist
Albrecht Dold , Kaufmann
in Nußbach

Triberg , 10, Febr . 1922 .
Der Gerichtsschreiber des

Amtsgerichts.

Villingen. 2 .825
Zu O .-Z . 24 deS Han¬

delsregisters Abt. 8 Fir¬
ma Meffiagwerk Schwarz¬
wald G . tn. b. H. in Bil¬
lings» wurde heute ein¬
getragen : Konrad Krauß
in Mllingen ist als Ge¬
schäftsführer ausgeschie¬
den.

«Mllingen. 1. Febr . 1922 .
Amtsgericht 1.

Btllingen . 2 .826
Zu O .-Z . 14 des Han -

eelsrcgfiters Abt. 8 Fir¬
ma Kurhaus «. Salinen -
hotrl Dürrheim G . m. b.
H . in Diirrheim wurde
heute eingetragen : Durch
Gesellschasterbeschtuß vom
36 . Januar 1922 wurde
Hotelier Emst Müller in
Bad Dürrheim als Ge¬
schäftsführer äbberufen u.
Hotelier Emil Koerber
allda als solcher bestellt.
Villingen, 31 . Jan . 1922.

Amtsgericht 1.

Billingen. 12 .882
Zu O .Z . 378 des hiesi¬

gen Handelsregisters Abt.
A Firma Ott » Fe iß, Elek¬
tro - Maschinenbau hier
wurde heute eingetragen :.
Die Prokura des Titus
Scheuble ist erloschen.

«Villingen, 8 . Febr . 1922 .
Amtsgericht I .

Waldshnt . 2 .878
Handelsregistereintrag A

O . -Z . 291 zur Firma
„Oberbadifche Automobil -
zentrale Waldshut Stöcker
und Mülhaupt ". Me Fir¬
ma ist geändert in „Ober -
baddfche Automobilzen¬
trale Waldshnt Josef
Stöcker " in Waldshut .
Der Josef Stöcker Ehe¬
frau Else geb. Schramm
und dem Kaufmann Wil¬
helm Wendling , beide in
Waldshut fit Einzelpro¬
kura erteilt . Die Pro¬
kura des Emil Laier ist
erloschen .

IWaldshut, 1. Febr . 1922 .
Amtsgericht I .

Waldshut . 2 .879
Handelsregistereintrag 8

O .-Z . 12 zur Firma
„Lonza Werke, elektroche¬
misch« Fabriken « . « . b.
H." in Waldshut . Me
Prokura des Paul Wieck
ist erloschen. «Dem Rai¬
mund Rick Kaufmann rn
Basel und «Georg de BoiS
Kaufmann in Basel ist
Prokura erteilt in der
Weise, daß dieselben ge¬
meinsam mit einem «Ge¬
schäftsführer oder Proku¬
risten hie Firma verbind¬

lich zu zeichnen derechttgt
sind.

IWaldshut , 8. Febr . 1922 .
Amtsgericht I.

Waldshnt . 2 .933
Handc«üregistereintrag A

O .-Z . 286 zur Firma
„HolzbandrSdrenwerke

Karl Mutter " in Triptis ,
Zweigniederlassung Gür -
wihl. Inhaber der Firma
fit jetzt Ingenieur iWlipp
Mutter in Bühlertal .

WaldShrrf, 9 . Febr . 1922.
Amtsgericht 1 .

Waldshut . 2 .934
HandÄSreggstereintrag A

O .-Z . 252 zur Firma
»Rax Srazer , P . Knecht»
Nachfolger" in Waldshuk.
Me Firma ist erloschen.
Waldshut , 9. Febr . 1922.

Amtsgericht 1.
Weinhelm. 2839

Zum Handelsregister A
M ». I O .-Z. 67 zur Fir¬
ma „Wilhelm Dell" in
Wernheim wurde einge¬
tragen : Denr Buchhänd-
ler Wilhelm DellI in
Weinheim fit Prokura er-
tmlt.
Weinheim , 31 . Jan . 1922.

Amtsgericht.
Weinheim . 2 .900

Zum Handelsregister 8
Band I O .-Z. 17 zur Fir¬
ma „Gevrüder Förster ,
Gesellschaft « it beschränk -
ter Haftung in Liq." in
2eutershausen wurde ern-
getvagen : Die Vollmacht
döS Liquidators Franz
BuÄardt in Leutershau¬
sen ist Endigt .
Weinheim, 8^ Febr . 1922.

Amtsgericht.
Wertheim . 2 .880

In das Handelsregister
A . O .-Z . 104 wurde ein¬
getragen : Firma Johann
Ueffingrr , Urxhar . In¬
haber : Johann Uefftnger»
Kaufmann in Ürtzhar.
(Angegebener «GesdEts -
zweig : 2andeSprodukten -
großhandlung .)

Wertheim , 8. Febr . 1922.
Amtsgericht.

Wiesloch. 2 .845
Im Handelsregister A

Band I wurde eingetra¬
gen : a) Zu O .-Z . 76 Fir¬
ma Adam Hoffman » in
Cichptthausen: Das Ge¬
schäft fit mit Ausschluß
der Aktiven und Passiven
auf Bäckermeister Heinrich
Hoffmann in Schatthausen
ühergegangen . b) Zu O .-
Z . 35 Firma Simon Heß
IV . in Malsch : Die Fir¬
ma ist erloschen.

Wiesloch. 3. Febr . 1922.
Amtsgericht.

Wiesloch. 2 .908
Im Handelsregister A

Wand I würde eingetra¬
gen : a) zu O .-Z . 57 Fir¬
ma «B. Kramer in «Wall -
dorf : Kaufmann Julius
Durlacher in Walldorf iit
am 38 . Dezember 1981 als
persönlich haftender Ge-
lellschafter in die offene
Handelsgesellschaft einge-
treten ; 5) zu O .-Z. 368
Firma Rllchnger & Bensch
in Wiesloch Frau Elfie
Riding er in Heidelberg
fit aus der offenen
Handelsgesellschaft aus¬
getreten und diese da¬
mit aufgelöst. Das Ge¬
schäft wird durch den bis-
herigenGesellschafterAbra -
ham Mensch in Wiesloch
unter der Firma Abra¬
ham Rrnsch in Wiesloch
weitergeführt .

«Wiesloch. 9 . Febr . 1922.
Bad . Amtsgericht.

Bruchsal. 2 .864
Im Bereinsregfiter O .-

Z . 38 wurde eingetragen :
Wirteverein für Bruchsal
und Umgebung in Bruch¬
sal.

Bruchsal, 8. Febr . 1922.
_ Amtsgericht.
Eppingeu . 2 .865

Zum «Bereinscegister Bd.
I Ssiq . 16 wuttre heute ein»
getragen :

Turnverein Sulzfekd in
Sulzfeld .
Eppingen , 30. Jan . 1922 .
Der GerichtSschreibrr de»

Amtsgerichts .

Badisches Landestheater »
Montag, 13. Febr . 7' /, —9 Uhr ML 15 .—Theater-Gemeinde B .V . B. Nr . 2101—2600

ili . Musikalische Abendfeier
der Kammermusikvereinigung Karlsndie.

Solisten : Marie von Emst, Wilhelm Schweppe,Ottomar Voigt, Heinrich Müller , Paul Trautvetter.
. Werke von Händel, Haydn , Mozart, Beethoveo.

Badisches Landestheater .
Dienstag, 14. Febr . 7— ge* . ^/,10 Uhr Mk. 25 —

Theater -Gemeinde B -V .B. Nr. 2801—3200

Legende eines Lebens .

gesucht .
Oberbadtsche Brauerei sucht per sofort einen

bilanzsicheren in Buchführung und Korrespondenz
erfahrenen

ersten Buchhalter.
Ebenda findet ein SchWerkriegSveschsttzlgter ,

der auf Diktat Maschinenschreiben und einfachere
Büroarbeiten erledigen kann, Dauerstellung .

Angebote mit Lebenslauf . Lichtbild und Zeug¬
nissen baldmöglichst erbeten unter A 17 an die
Expedition der Karlsruher Zeitung .

Berichtigung.
In Nr . 29 der Karlsruher Zeitung muß es in der

Öffentlichen Aufforderung deS Finanzamts zur Abgabe
einer Steuererklärung unter b richtig heißen :

b) Erträge aus ausländischen Kapitalanlagen (ins¬
besondere Tividenden , Zinsen von festverzinslichen
Wertpapieren , Darlehens -, Hypothekenzinsen, Diskont -
beträge von ausländischen Wechseln usw .l. _

Sprechtage betr.
Für den Personenverkehr bei den Unterzeichnete«

Ämtern sind Sprechtage eingerichtet. Die Speech «
stunde « find auf 9 bis 12 Uhr und 3'/, bi» 5‘/> Uhr
festgesetzt.

Sprechtage werden nur am Moutag , Mittwoch»
und Freitag abgehalten .

Während der Sprechstunden können die Steuerpflich¬
tigen Auskunft einholen. Steuererklärungen oder Ein¬
sprüche gegen Steuerbescheide mündlich zu Protokoll
geben-

Fn der Zeit vom 15 . Februar bis 15- März werden
zur Abgabe der EinK>mmensteuererklärungen die
Sprechtage täglich abgehalten . 2 -920

Karlsruhe , den 10. Februar 1922 .
Kiuauzamt — SteuerkammiffLr
für de« Bezirk Kartsruhe - Land.

Brennholz -Versteigerung
des Bad . Forstamtes Pforzheim am « outag ,
de« 20. Januar ds. Js .» früh 7,9 Uhr beginnend,
auf denr Seehause tm Hagenschieß aus dem Do.
mänenwalddistrikt I . ^Hagenschieß" , Abteilung 21 —32
„Ochsenwäldele", 45 , Käppele" und 46 „Hausheimer -
tal " : etwa 130 Ster buchenes und 300 Ster tannene »
Scheit» und Prügelholz . 500 Stück buchene und 2700
tannene Wellen sowie 11 Lose Schlagraum . Händler
find von der Steigerung ausgeschlossen; zuge-
lasseu sind nur Kaufliebhaber der Orte Pforzheim»
Eutingen , Niesern und Ktefeldrou« sowie die
ständige« domäueuärarischeu Waldarbeiter der
Orte BSreutal uud Wurmderg. Nähere Auskunft
durch Forstwart Bauer in Niefern und Föfiter Kramer
Seehaus . _

2 .921

3 Jffen bis zu 0.42
Fstnr., messend .

Hugsweier ,
den >1 . Februar 1922.

klmzWMWÄL
Bei uns ist eine Kanz-

leigrhilfenstelle zu besei -
zen. Militäranwärter wol¬
len sich unter Vorlage er-
nes selbstgeschriebenen Le¬
benslaufs , Zeugnissen unv
ZrviiverscwgungSschein so¬
fort bewerben. Famrlien -
wckhrmng vorhanden .

«Wolsach. 10. Febr . 1922 .
Bezirlsamt . 2 .911

Serjtciserung.
Die Gemeinde

» eier, Amt Lahr, verstet-
gert am Donnerstag , den
16. Februar d . Js ., vor-
mittags 19 Uhr, in ihrem
Gemeindewald folgende
HRzer : A .I4
^ 31 Eichen bis zu 2,74
Fftrir,

46 Eschen bis zu 0,97
Fstnr ,

18 Erlen brS zu 0.75
Fstm..

9 Buchen bis zu 0 .40
Fstnr-

2 Birken bis zu 1 . 16
Rtzn ..

FleiwUIlge WW
MoeilieiWW.

L .889 . Taubrrbifchof ».
heim. Auf Antrag der Er »
be«r der Anto» Ummin«
ger Witwe, Katharina ge¬
borene Hofmann in Lau¬
da wird am
Btontag, 29. Febr . 1922,

vormittags '/Al Uhr,
im Rathaus in Lauda da»

nachbeschrrebene Wbhn-
hausgrundstück öffentlich
an den Meistbietende«
versteigerk:

Gemarkung Lauda . Lgb.
Nr . 468 .- 2 ar 32 qm Hos-
reite und 2 ar 46 qm
Hausgarte « in der Pfaf .
fengaffe. Auf der Hofreite
steht : ein zweistöckige»
Wohnhaus mit gewölbtem
Keller und Kniestock. Kü¬
che und Waschküche, ge¬
schätzt zu 70000 M.
Die Bedingungen werde«

vorher bekannt gegeben.
Taubcrbischofsheim,

den 7 . Februar 1923 .
Rotariat 1.
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